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Mitgliederzeitung der JU Tempelhof-Schöneberg

  
Ausgabe Februar / März 2008 

Liebe Freunde und Mitglieder der Jungen Union Tempel-
hof-Schöneberg!

  

Da diese nun unsere erste Ausgabe im Jahr 2008 ist, 
möchte ich es nicht versäumen, Euch allen nachträglich 
ein gesegnetes und neues Jahr zu wünschen.

  

Wir wollen dieses Jahr wieder die bevorstehenden Aufga-
ben gemeinsam anpacken und die politischen Hürden 
überwinden.

 

Eine davon ist jedenfalls zum Teil genommen, denn das 
Volksbegehren zum Erhalt des Flughafen Tempelhofs ist 
so gut wie erfolgreich abgeschlossen. Sollte dann auch am 
14. Februar dieser Erfolg amtlich bestätigt werden, liegt 
eine weitere heiße Wahlkampfzeit bis zum kommenden 
Juni vor uns. Bei dem dann bevorstehenden Volksent-
scheid werden wir noch einmal all unsere Kräfte bündeln, 
um genügend Bürger auf den einen wichtigen Wahltag 
aufmerksam zu machen sowie unseren Anteil leisten, da-
mit das erforderliche Quorum zustande kommt.  

Darüber hinaus werden wir das bevorstehende Volksbe-
gehren der Initiative Pro Reli für ein ordentliches Wahl-
pflichtfach Ethik/Religion unterstützen und  versuchen  
die Berliner davon zu überzeugen, dass diese Option tat-
sächliche Wahlfreiheit für die Schülerin und Schüler be-
deutet. Der Religionsunterricht soll nicht weiterhin als ein 
möglicher Zusatzaufwand auf das bildungspolitische Ab-
stellgleis gestellt werden. Wir unterstützen, dass diese 
Wahlmöglichkeit den Berliner Schülern nicht länger vor-
enthalten bleibt, denn in fast allen anderen Bundeslän-
dern existiert diese bereits.  

Zusätzlich können wir festhalten, dass die vergangenen 
Landtagswahlen in Hessen sowie in Niedersachsen uns 
beispielhaft aufgezeigt haben, wie wichtig es ist, dass die 
Union einerseits mutig und offen bestehende Problemati-
ken anspricht und andererseits aber mögliche Lösungs-
vorschläge dazu glaubwürdig präsentiert, damit diese 
nicht als Wahlkampfpropaganda degradiert werden. 
Für uns, als die Jugendorganisation der CDU, gilt, dass 
wir diese Profilbildung mit allen Kräften unterstützen.

 

Wir werden nun weiterhin die Zeit nutzen und uns mit 
den Themen auseinandersetzen, zu denen es spätestens 
bis zur Bundestagswahl 2009 ein klares Profil der CDU 
bedarf.  

Unter anderem denke ich dabei vor allem an die Debatte     
über die Einführung des Mindestlohns.

 

Auch aus der Sicht der jüngeren Generation ist es wichtig, 
dass einerseits soziale Löhne am Arbeitsplatz gezahlt 
werden, andererseits ist es jedoch fraglich, ob dieses Ziel 
durch eine staatliche Zwangsregulierung erreicht werden 
kann. 
Schließlich haben wir  immer proklamiert Sozial ist, was 
Arbeit schafft , ein Mindestlohn wird aller Voraussicht 
nach zum Gegenteil führen.

  

Wie im vergangenen Jahr werden wir uns noch intensiver 
mit der Problematik der Jugendgewalt auseinandersetzen 
und mögliche Lösungsansätze erarbeiten. Neben einer 
unverzichtbaren Präventionsarbeit ist es jedoch auch 
wichtig, dass junge Täter durch geeignete und angemes-
sene Repressionsmaßnahmen resozialisiert werden kön-
nen. Damit werden wir uns unter anderem auf unserer 
diesjährigen Jahreshauptversammlung am 29.2.08 ab 19 
Uhr im Rathaus Schöneberg auseinandersetzen (siehe 
Termine / Seite 6).  

Zu dieser und zu den weiteren bevorstehenden Veranstal-
tungen in 2008 möchte ich Euch herzlich einladen, daran 
teilzunehmen und mitzuwirken. 
Auf ein weiteres erfolgreiches Jahr!  

Euer   

Manuel Schubert, Kreisvorsitzender   



Seite 2 We want JU

Rauchen kann zu komplizierten Situationen führen!

 
Seit Anfang diesen Jahres ist das neue Nichtrau-
cherschutzgesetz in Kraft und hat das gewohnte 
Bild in Bars, Clubs, Hotels, Restaurants und Disco-
theken komplett verändert.    

Es darf jetzt nur noch in abgetrennten Räumen 
oder im Freien geraucht werden. Vor allem Letzte-
res ist bei Kälte und Regen ein echtes Ärgernis.  

Die Tabakindustrie, die schon seit langer Zeit die 
Betreiber von solchen Lokalitäten mit Aschenbe-
chern, Streichhölzern und Sonnenschirmen, auf 
denen groß das Firmenlogo prangert, unterstützt 
hat, ließ jetzt verlauten, das sie auch Heizpilze zur 
Verfügung stellen wird. Aber 
nur für Betreiber, die Rauchern 
die Möglichkeit geben, im 
Blauen Dunst zu schwelgen. 

Betreiber, die dies nicht können, 
gehen leer aus und bekommen 
auch keinerlei andere Unter-
stützung. Materialien, die im-
mer ausreichend zur Verfügung 
standen, werden so plötzlich 
zum Kostenfaktor. Dadurch 
wächst der Druck auf jene, die 
vielleicht sowieso schon mit 
Umsatzrückgängen zu kämpfen 
haben. 
Besonders getroffen hat es die traditionellen Eck-
kneipen, die schon immer ein Treffpunkt für all 
diejenigen waren, die das Leben genießen und 
nicht immer auf alles verzichten wollen, weil es 
ungesund ist. In einigen gibt es jetzt abgetrennte 
Räume, in denen zwar geraucht werden darf, aber 
nicht mehr bedient wird. Hätte man hier nicht 
Ausnahmeregelungen treffen können?  Warum 
hat der Rot-Rote Senat darauf verzichtet in das 
Gesetz die Innovationsklausel aufzunehmen? An-
dere Bundesländer machen es vor, wo diese Aus-
nahmeregelung das Rauchen in Räumen erlaubt, 
wenn Ventilatoren oder andere technische Ausrüs-
tungen die Schadstoffkonzentration in der Luft  
verringern.  Ein Versäumnis, was noch teuer zu 
stehen kommen kann.  

Für Spannung sorgt auch die Klage eines Gaststät-
tenbetreibers aus Tübingen (Baden-Württemberg). 

Hinter ihm steht der mächtig Hotel- und Gaststät-
tenverband. Er argumentiert, das Rauchverbot ver-
letze die im Grundgesetz geschützten Rechte auf 
Berufsfreiheit und Eigentum, es vertreibe die Gäs-
te aus den Gaststätten und bedrohe damit die 
Existenzgrundlage. Sollte er vor dem Verfassungs-
gericht Recht bekommen, wird die Debatte über 
den Nichtraucherschutz neu aufflammen.  

Dem Spaßfaktor hat das alles zum Glück nicht 
geschadet. Es wird noch immer bis in die Morgen-
stunden ausgelassen gefeiert. Auch Kellnerinnen 
und Kellner atmen auf. Sie waren täglich zum Pas-
sivrauchen gezwungen, was bei manchen zu regel-

mäßigen Operationen führte. 
Und auch im Restaurant ist es 
sehr schön, sein Essen zu genie-
ßen, ohne durch den Rauch 
vom Nachbartisch gestört zu 
werden. Es gibt so manchen 
Grund, gegen den Nichtrau-
cherschutz zu sein, aber wenn 
manchenorts die gegenseitige 
Rücksichtnahme versagt, ist 
die Politik nicht gefordert ein-
zugreifen? Ja, sogar verpflich-
tet, im Sinne der Mehrheit zu 
entscheiden?  

Es ist ein schmaler Grad zwischen staatlicher Re-
gelung und dem Recht auf die freie Entfaltung sei-
ner Persönlichkeit. Der Nichtraucherschutz ist im 
Prinzip eine gute Sache, weil er vor den Gefahren 
des Passivrauchens schützt. Ob er gelingt oder 
nicht, hängt  von jedem einzelnen ab. Was die Um-
setzung betrifft, was sich bewehrt,  und was gege-
benenfalls nachgebessert werden muss, wird die 
Zeit zeigen.    

[Marcus Viera Caballero] 
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Der Kampf um die Kandidatur!  
Gemessen an der Wahlbeteiligung bei den Demo-
kratischen Wahlen, bei denen im Verhältnis rund 
doppelt so viele Wähler wie bei den Republikani-
schen Vorwahlen teilgenommen haben, scheint 
sich der Trend zu bestätigen, den eine Nachrich-
tenagentur vermutet. Zieht man hierzu auch noch 
die kriselnde Wirtschaft und die damit befürchtete 
Rezession, den Irak-Krieg und die unbeliebte Re-
gierung Bush in Betracht, so scheint auf den ersten 
Blick auch viel für einen Sieg der Demokraten in 
den Präsidentschaftswahlen zu sprechen. Nach 
Umfragewerten zeigt sich jedoch, dass sich bei den 
US-Bürgern in Bezug auf die besten Führungskom-
petenzen für das Amt des Präsidenten noch kein 
Kandidat eindeutig herauskristallisieren konnte, 
empfinden aber McCain als führungsstärkste Per-
sönlichkeit.

  

Auch wenn sich bei den Demokraten ein Zwei-
kampf zwischen der konservativen Clinton und 
dem bemerkenswert charismatischen Obama her-
auskristallisiert hat, zeigt die Entwicklung welches 
Gefahrenpotenzial in einem aggressiv geführten 
Wahlkampf zwischen diesen beiden Kontrahenten 
steckt. Dieses Verhalten würde so nur dazu führen, 
dass sich sowohl Demokratische als auch unab-
hängige Wähler abwenden und so in letzter Konse-
quenz auch den Republikanern in die Hände spie-
len. Nach heftiger Auseinandersetzung dieses 
Problems bewusst geworden haben sich Clinton 
und Obama auch darauf verständigt zukünftig 
weder Rasse noch Geschlecht zum weiteren Ge-
genstand ihres Wahlkampfes zu machen, nachdem 
sich Hillary Clinton bezüglich Martin Luther King 
geäußert hatte. Sie hatte zu Wort gegeben, dass 
King zwar Träume gehabt ( I have a dream ), aber 
es eines entschlossenen Präsidenten Lyndon B. 
Johnson bedurft habe, die Anti-
Diskriminierungsgestze auch durchzusetzen. In der 
Öffentlichkeit wurde diese Aussage so aufgefasst, 
dass nur ein weißer Präsident hierzu in der Lage 
war, dessen Interpretation Hillary natürlich wider-
sprach.   
Blicken wir nun einmal zu den Republikanern hin-
über stechen vor allem drei Kandidaten hervor. 
Zum einen ist Mitt Romney zu erwähnen, der den 
Nevada Caucus mit 51% eindeutig gewonnen hat. 
Sicher profitierte er davon, dass 26% der Caucus-
Teilnehmer Mormonen waren. Zu beachten ist 
aber, dass dieser Wahlsieg nach Michigan bereits 
sein zweiter ist.   
Bei den republikanischen Vorwahlen in South Ca-
rolina ging man von einem Kopf-an-Kopf-Rennen 
zwischen John McCain und Mike Huckabee aus, 
dessen Ausgang McCain mit 33% zu 30% für sich 

entscheiden konnte. Hierbei muss jedoch berück-
sichtigt werden, dass McCain vor allem die große 
Zahl von aktivem und pensioniertem Militärperso-
nal ansprechen konnte. Huckabee zeichnet sich vor 
allem als Interessensvertreter einer großen Zahl 
evangeliker Christen in diesem Bundesstaat aus. 
Ausschlaggebend für den Sieg McCains dürfte je-
doch seine große Popularität unter den Unabhän-
gigen gesprochen haben, die er zusätzlich zu sei-
nen Sympathisanten mobilisieren konnte. Glaubt 
man also der Symbolkraft, die von den Vorwahlen 
in South Carolina aussgeht, so wird McCain der 
neue Präsidentschaftskandidat der Republikaner. 
Denn seit 1980 haben alle republikanischen Kan-
didaten, die in South Carolina Gewannen, später 
auch die Nominierung als Präsidentschaftskandi-
dat gewonnen.  
Während also die Personalfrage in beiden Lagern 
noch auf sich warten lässt, scheinen sich doch aber 
die Wahlkampfthemen mehr und mehr heraus zu 
kristallisieren. Denn alle Kandidaten wollen 
change . So findet sich diese Absicht in unter-

schiedlichen Slogans von Obama for Change , it s 
about time it s about change (Obama) über 
Clinton s change to change , Ready for Change) 

(Clinton) bis Change is coming (McCain) und If 
ever theres been a time we needed change in Wa-
shington, it s now (Romney) wieder. In Anbet-
racht der zunehmenden Bedrohung durch eine 
wirtschaftliche Rezession, sind die aktuelle wirt-
schaftliche Situation im Land und Rezepte zur Be-
lebung eben dieser  zum Hauptwahlkampfthema 
geworden.   
Interessant wird hierbei der mögliche Eintritt des 
Bürgermeisters von New York, Michael R. Bloom-
berg, der vor allem durch seine Kritik an einem 
Wirtschaftspaket von sich Aufmerksam, von so-
wohl Demokraten als auch Republikaner über-
zeugt sind, was an sich schon sehr erstaunlich ist. 
Der Bürgermeister ist hierbei der Meinung, dass 
der Focus für finanzielle Unterstützung auf Fami-
lien liegen müsse, die kurz vor der Zwangsvollstre-
ckung stünden, als jeden Bürger mit einer Steuer-
entlastung zu entlasten. Träte Bloomberg in den 
Wahlkampf ein, so würde er vor allem unabhängi-
ge Wähler für sich gewinnen können. Die Frage ob 
er eintritt oder nicht bleibt jedoch vorerst weiter 
ungewiss.   
Die Frage nach eindeutigen Favoriten wird sich 
also erst zum Super Tuesday entscheiden. 

[Sebastian Kaiser] 
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Stell dir vor es sind Wahlen und keiner geht hin... 
Die CDU hat Probleme mit den Würdenträgern 
der katholischen Kirche und eine Person hat beson-
ders darunter zu leiden. Die Forschungsministerin 
Anette Schavan. Sie ist Mitglied im Zentralkomitee 
der Deutschen Katholiken und dem Katholischen 
Frauenbund. Nun aber wird die CDU-
Vorzeigekatholikin von der Kirche samt ihrer Par-
tei getadelt. 
Streitpunkt ist die embryonale Stammzellenfor-
schung, die selbst in der Wissenschaft aus morali-
scher Sicht nicht unumstritten ist.  
Bisher durften nämlich nur Zelllinien von Embryo-
nen nach Deutschland gebracht werden die vor 
dem 1. Januar 2002 ge-
wonnen wurden, aber 
die Forscher lobby 
drängt und Schavan 
lenkte ein. Der Stichtag 
soll verschoben werden.   

Während die evangeli-
sche Kirche sich zöger-
lich Kompromiss bereit 
zeigt, bleibt die katholi-
sche Front zu Recht stur. 
Die katholische Kirche 
stellt die Grundsatzfra-
ge; kann es rechtens sein das Embryonen für die 
Belange Dritter geopfert werden? Unter der Be-
trachtung, dass für jede der weltweit 500 produ-
zierten Stammzelllinien gleich je mehrere mensch-
liche Embryonen getötet werden mussten, wird die 
Frage nicht leichter zu beantworten. Für die Kirche 
ist das Mord, denn nach ihrer Lehre wird bereits 
die befruchtete Eizelle als vollwertiges menschli-
ches Leben angesehen.   

Als der Vorschlag von Schavan, dann mit Unter-
stützung von Angela Merkel auf dem Parteitag 
eine hauch dünne Mehrheit erlangt war der Kon-
flikt vorprogrammiert. Die CDU sei samt ihrer 
Forschungsministerin prinzipienlos , ärgerte sich 
der Kölner Kardinal Joachim Meisner. Der Kurien-
kardinal Paul Josef Cordes schimpfte sogar die 
CDU betreibe Etikettenschwindel mit dem C! 
Das war ein Volltreffer! Er hatte die CDU damit an 
ihrer verwundbarsten Stelle getroffen. Die Konser-
vativen in der Partei haben die Nase voll! Nicht 

zuletzt weil die CDU auch in Wirtschaftsfragen, zu 
Zeiten der Großen Koalition, um ihre Kompetenz 
fürchten muss. Die CDU sei auf dem Weg zur De-
mokratischen Union, dass C falle nach und nach 
einfach weg.   

Dabei stellte die christliche Tradition immer einen 
Haltegriff dar, wenn sich die CDU mal wieder in 
einer Identitätskrise befand. Deshalb sprachen sich 
auch bedeutende Politiker wie Volker Kauder ge-
gen eine Verlagerung des Stichtages aus.   

Die FDP sagt was liberal ist, die SPD was sozialde-
mokratisch ist usw., aber 
was christlich ist be-
stimmt immer noch die 
Kirche, ließ Kardinal Meis-
ner verkünden. Das Ver-
hältnis zwischen den 
Christdemokraten und 

der Kirche wird giftiger, 
dabei wissen beide Seiten, 
dass sie einander brau-
chen, auch wenn die Kir-
che die Sache sicher etwas 
gelassener sehen kann als 
die CDU. Schließlich be-

finden sich die treusten CDU-Wähler laut dem 
Spiegel  im katholischen Milieu. Die Kirche hinge-
gen braucht die CDU um ihre politischen Anliegen 
einfließen zu lassen. Doch die CDU muss aufpas-
sen, denn die Grünen und auch die SPD gehen mit 
der katholischen Kirche auf Kuschelkurs. So droh-
ten einige Kardinäle, dass wenn sich die CDU auf 
der Suche nach neuen Wählerschichten weiter von 
der Kirche entferne würde man sich neue Verbün-
dete suchen. Die Opposition erkennt die  
Gunst der Stunde, so sagte Claudia Roth (Grüne) 
vor kurzem: Kardinal Lehmann ist ein kluger 
Mensch voller Herzenswärme.

   

Die CDU muss aufpassen welchen Kurs sie ein-
schlägt, damit sie die privilegierte Stellung gegen-
über der Kirche nicht verliert. Gerade auch im Be-
reich der Familienpolitik. 

[Patrick Liesener]    

Das Problem mit dem C
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Es ist eine Diskussion, die die Bundesrepublik  spal-
tet wie keine andere. Es ist die Diskussion über un-
ser Jugendstrafrecht. In den vergangenen Wochen 
und Monaten wurden immer wieder  Straftaten 
bekannt bei denen Jugendliche wegen Nichtigkei-
ten und aus purem Spaß an der Gewalt auf wehr-
lose Bürger brutal einschlugen.

 

Es ist doch immer das gleiche Spiel die CDU 
spricht Themen an, die die Menschen bewegen und 
die politische Konkurrenz  hat nichts besseres zu-
tun als uns in die rechte Ecke zu drängen. Dabei ist 
es Fakt ,dass die Jugendkriminalität atmosphäri-
sche Hemisphären  erreicht hat. Und es ist ebenso 
Fakt das ein ziemlicher hoher Anteil der Jugend-
straftätern nicht deutscher Herkunft sind . In 
Berlin lag 2007 der Anteil bei der Jugendgruppen-
gewalt bei der eben genannten 
Gruppe bei 45% beim Straßen-
raub gar bei 60%. Das ist er-
schreckend .Um so Schockieren-
der ist es, wenn man bedenkt, 
das die Jugendlichen  Migran-
ten insgesamt nur einen Anteil 
von 8% der Jugendlichen aus-
machen. 
Um diese Zahlen ignorieren zu 
können, muss man wohl Mit-
glied der SPD sein. Es ist scho-
ckierend, das jugendliche extra 
ausgewählt werden Straftaten zu begehen weil sie 
mit 13 Jahren noch nicht Strafmündig sind. Oder 
weil sie wissen, dass ihnen erst nach 6 Straftaten 
eine Konsequenz droht, eine Konsequenz über die 
sie nur lachen können.

 

Dieses muss bekämpft werden und es kann be-
kämpft werden. 
Die Junge Union hat auf ihren Landestag im April 
2007 eine Absenkung der Strafmündigkeit  auf 12 
Lebensjahre beschlossen. Aber das reicht noch 
nicht. Ich bin der Ansicht ,das auch die Eltern von 
jugendlichen Straftätern zur Verantwortung gezo-
gen werden müssen, denn sie tragen in erster Linie 
die Verantwortung ihres Kindes und deren Han-
delns und nicht der Staat.. Auch sie müssen lernen 
dass es essentiell wichtig ist ihren Kindern Respekt 
vor den Rechten  und Bedürfnissen anderer Men-
schen beizubringen. Meines Erachtens werden die 
Rechte und Bedürfnisse der Opfer bei dieser Dis-

kussion zu weit außen vorgelassen. Was kann ich 
als Opfer dafür, dass der Täter erst 12 oder 13 Jah-
re alt ist. Auch in diesen Fällen muss man die Ge-
wissheit haben dürfen,. das diese Straftat mit 
rechtsstaatlichen Mitteln entsprechend gesühnt 
wird. Was nicht heißen soll ,dass wir Kinder in den 
Knast schicken wollen. Meiner Ansicht nach kann 
man mit Freizeitarresten oder sogenannten Erzie-
hungscamps den Jugendlichen beibringen Respekt 
vor den Rechten und den Gefühlen anderer zu ha-
ben und ihnen so die Chance geben sich wieder in 
die Gesellschaft einzugliedern .Es gehört auch da-
zu, dass man ,wie es die CDU fordert und auch 
umsetzt, Sprachtest für Jugendliche einführt und 
sie individuell fördert und fordert. Und es sind bei 
weiten nicht nur Ausländer die Verständigungs-

probleme haben es sind 
auch vermehrt deutsche 
Kinder betroffen. Hier 
müssen wir ansetzen. 
Denn Perspektivlosigkeit 
ist eine der Hauptursa-
chen für Jugendkrimina-
lität. Ohne dies rechtfer-
tigen zu wollen. Damit 
der Satz : Die Asozialen 
von morgen sind die Kin-
der der Asozialen von 
heute. bald keine Be-

deutung mehr hat. 
Und in härte fällen sollte auch die Abschiebung 
eines ausländischen Straftäters kein Tabu mehr 
sein. deutsche Straftäter kann man leider nicht 
abschieben. Aber warum soll unsere Gesellschaft 
diese Leute weiterhin ertragen und auch noch fi-
nanzieren? Doch auch die besten Gesetze sind wir-
kungslos, wenn keiner vorhanden ist, der sie um-
setzen kann.   

Wowereit hat diesbezüglich wieder einmal ,wie 
wir es von ihm gewohnt sind eine ganz tolle   Idee, 
er schließt mal eben mehrere Polizeiwachen. Dan-
ke lieber Herr Bürgermeister.

  

[Frank Luhmann]        

Rechtsstaat wahren, Jugendstrafrecht reformieren 
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JU Terminplaner 
Wann Was Wo 

Freitag, den 08.02.2008 
19.00 Uhr 

Schüler Unions Kreisvorstand

 

JUterrain, 
Rathausstraße 98, 12105 

Freitag, den 15.02.2008 
19.00 Uhr 

Themenabend zur Sektenproblematik; 
Beispiel: Scientology 

JUterrain, 
Rathausstraße 98, 12105 

Freitag, den 22.02.2008 
19.00 Uhr 

Themenabend zum Mindestlohn; 
Soziale Löhne durch Planwirtschaft?

 

JUterrain, 
Rathausstraße 98, 12105 

Freitag, den 29.02.2008 
19.00 Uhr 

Jahreshauptversammlung  & Diskussion 
mit dem justizpolitischen Sprecher der 
CDU - Fr ak t i on i m Ber l i n er 
Abgeordnetenhaus  Sven Rissmann zum 
Th em a: Ver sch är f u ng des 
Jugendstrafrechts = eine Lösung zur 
Bekämpfung der Jugendkriminalität?

 

BVV-Saal im Rathaus 
Schöneberg,  John-F.-Kennedy-
Platz 1, 10825 Berlin 

Freitag, den 07.03.2008 
19.00 Uhr 

Treffen und politischer Talk mit dem 
Jugendkeller Finchleystraße (Lichtenrade) 

Jugendkeller Finchleystraße 
Finchleystr. 10, 12305 Berlin 

Freitag, den 14.03.2008 
19.00 Uhr 

Junge Union Kreisvorstand JUterrain, 
Rathausstraße 98, 12105 

Freitag, 21.03.2008  Karfreitag - Die Junge Union wünscht 
allen ein gesegntes Osterfest und 
erholsame Feiertage. 

 

Freitag, den 28.03.2008 
19.00 Uhr 

Treffen mit der Senioren Union zum 
Thema Rente mit 67 Jahren und 
Generationengerechtigkeit

 

Rathaus Schöneberg,

 

John-F.-Kennedy-Platz 1, 
10825 Berlin; genauer Raum 
wird am 21.3. bekannt 
gegeben 

   

...an unseren Bundestagsabgeordneten Peter Rzepka für die Ermöglichung dieser We Want JU Ausgabe; 

...an die Mitglieder des Abgeordnetenhauses Florian Graf, Scott Körber, Monika Thamm, Nicolas Zim-
mer und an die Bezirksverordneten Jörg Heiner Kalies sowie Guido Pschollkowski für die Unterstützung 
der JU-Feuerzangenbowle 

Vielen Dank...  

unserem ehemaligen JU-Kreisvorsitzenden Jan-Marco Luczak zum Dr. jur. mit magna cum laude. 

Wir gratulieren... 

Wir begrüßen in unserer Mitte...

 

 
Mike Bogensee, Marcus Antonio Viera Caballero, Sven Grzegorzewski, Christina Rasche,  

Vincent Sobel, Dennis Struhlik,  Timon Wolny 
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Unsere Geburtstagskinder 

im Februar im März 

Aus datenschutzrechtlichen 
Gründen ist diese Seite nur in 
der original Printausgabe 
vollständig abgedruckt. 
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Wie geht es weiter mit dem Volksbegehren? 
Ein großer Erfolg! In der vierten Kalenderwoche 
unterstützten fast 12000 Berliner das Volksbegeh-
ren! Knapp 10000 Unterschriften fehlen  für den 
Erfolg der Initiative.  
Bis zum 24. Januar 2008 haben insgesamt 
160509 Berliner für das Volksbegehren gegen die 
Schließung des Flughafen Tempelhofs  unterschrie-
ben. In den verbleibenden 20 Tagen müssen noch 
9500 Unterschriften für den Erfolg des Volksbe-
gehrens geleistet werden,  Die beim Volksentscheid 
zur Abstimmung gestellte Forderung ist die durch 
den Senat beabsichtigte Schließung aufzugegeben 
und die Betriebsgenehmigung nicht aufzuheben. 
Es müssen sich am 29. Juni 2008 600000 Berliner 
(25% der Wahlberechtigten) beteiligen. Davon 
muss die Mehrheit für den Flughafen stimmen. 
Selbst wenn diese zu-
stande kommt, ist die 
Schließung des Flugha-
fens noch nicht abge-
wendet. Die Schließung 
fällt in den Bereich des 
Verwaltungshandelns, 
so dass es keine Rechts-
pflicht zur Umsetzung 
des Entscheids gibt. 
Nach der Verfassung 
können vom Volk Geset-
ze erlassen, geändert 
oder abgeschafft wer-
den. Da es sich nicht um 
ein solches handelt, 
könnte sich der Senat 
theoretisch dagegen ent-
scheiden und weiterhin 
an den Schließungsplä-
nen festhalten. Rechtlich 
ist der Volksentscheid unverbindlich, politisch aber 
hochverbindlich, so der Staats- und Verwaltungs-
rechtler Prof. Rupert Scholz. Der Volksentscheid 
hat den Charakter eines schlichten Parlamentsbe-
schlusses. Der Senat sollte diesen Beschluss gegen 
die eigene Position abwägen. Ein Nichtbeachten 
eines eindeutigen Wählervotums könnte durchaus 
politische Konsequenzen haben. Eine von der Berli-
ner Morgenpost und der RBB Abendschau in Auf-
trag gegebene, repräsentative Umfrage (Berlin 
Trend) befragte zwischen den 7. und den 10. De-
zember 2007 1000 wahlberechtigte Berliner. 73 % 
der Befragten oder 1752100 von insgesamt 
2425480 wahlberechtigten Berlinern sind gegen 
die Entscheidung des Senates, den Flughafen Tem-
pelhof am 31.10.2008 zu schließen, wenn es zum 
Volksentscheid kommt. Des Weiteren halten 85 % 
der Befragten plebiszitäre Elemente, wie beispiels-
weise Volksbegehren und Volksentscheide, für eine 
sinnvolle Ergänzung der Demokratie. Nur jeder 
achte Berliner (13 %) vertritt die Auffassung, dass 
die Mitwirkung der Bürger auf die Teilnahme an 
Wahlen beschränkt bleiben sollte. Die Vermutung 
liegt nahe, dass die hohe Erwartungshaltung an 

den Senat mit der positiven Einstellung gegenüber 
plebiszitären Elementen in Zusammenhang steht.  
Selbst der Bundestagsabgeordnete Wolfgang Wie-
land (Bündnis 90/ die Grünen) erwartet vom Se-
nat Respekt vor dem Volksbegehren für den Erhalt 
des Flughafens. Der Senat lehnt den Weiterbetrieb 
des Flughafens ab, weil nach seiner Ansicht da-
durch die Rechtsgrundlage zum Bau des Großflug-
hafens BBI in Schönefeld gefährdet würde. Die Ge-
fährdung des Großflughafens ist durch verschiede-
ne Rechtsguthaben widerlegt. Mit einer Änderung 
und Ergänzung des Landesentwicklungsplans und 
des Planfeststellungsbeschlusses könnten ange-
sichts des steigenden Aufkommens von ca. 20 Mil-
lionen Passagiere und des steigenden Flugver-
kehrswachstums von 8,3% allein im letzten Jahr 

der von der Schließung 
bedrohte Flughafen als 
Son der l an dep l a t z  
weiterbetrieben werden. 
Wenn sich der Senat 
dennoch über die politi-
sche Willensbildung des 
Volkes hinwegsetzt, 
könnte eine Unterzeich-
nung der Vereinbarung 
über die Übernahme des 
bislang dem Bund gehö-
rendem Anteils am Flug-
hafen eine erhebliche 
Belastung für den Berli-
ner Steuerzahler bedeu-
ten. Das Land Berlin hät-
te den Kaufpreis zu zah-
len und müsste den Bund 
an den Erlösen an 
Grundstücksverkäufen 

hälftig beteiligen. Ebenso wäre der Haushalt dau-
erhaft mit sämtlichen Unterhaltskosten belastet.  
Gegner des Flughafens, wie beispielsweise die 
Fraktionsvorsitzende von Bündnis 90/ den Grünen 
Renate Künast, schlägt zur Nachnutzung des Flug-
hafens ein Modellprojekt für ökologisches Wohnen 
und Leben in einer Millionenstadt vor. Als Vorbil-
der fungieren die Bio- und Solarsiedelungen in 
Freiburg oder in Göttingen. Dieser Vorschlag ist 
angesichts des Wohnungsleerstandes in Berlin 
nicht ernst zu nehmen.  Ebenso ist zur Einsparung 
von Heizkosten und zur Nachhaltigkeit die Wär-
medämmung von bereits bestehenden Wohnhäu-
sern als eine sinnvolle Maßnahme zu erachten.      

[Steffi Poliwoda] 
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Mein Wehrdienst bei der Bundeswehr - Ein Erfahrungsbericht! 
Gut ein Jahr nach meiner Musterung war es dann 
soweit, mein Einberufungsbescheid landete im 
Briefkasten. Darin erfuhr ich, dass mein Grund-
wehrdienst am 01.10.2007 beginnen sollte. Ich 
käme zum 1. Fernmeldeaufklärungsabschnitt 921 
( 1./FmAufklAbschn 921 ) in Berlin-Gatow in die 
General-Steinhoff-Kaserne, so der Wortlaut des 
Schreibens. Am besagten Tage meldete ich mich 

wie be-
fohlen in 
der Ka-
serne in 
Block 15. 
Es war 
eine voll-
kommen 
n e u e 
Welt und 
sehr un-
gewohnt. 
Die meis-
ten ande-
ren Re-
k r u t en 
st anden 
schon da 
in Reih 
u n d 
G l i e d 
und ich 

stellte mich dazu. Dann kam ich dran. Meine Per-
sonalien wurden festgestellt. Ich bekam eine Men-
ge Papier in die Hand gedrückt. Dann wurde mir 
noch gesagt, dass ich bis abends meine Personen-
kennziffer ( PK ) und alle Dienstgrade auswendig 
kennen muss. Ich bekam die Stube 1.17 auf der 
noch vier weitere Kameraden untergebracht wa-
ren. Dann wurden wir eingekleidet und ausgerüs-
tet. Die ersten Wochen war es echt hart. Wir wur-
den nur herumkommandiert und angeschrien. Wir 
waren schließlich die neuen Rekruten und standen 
ganz, ganz unten in der Hierarchie. Jeden Morgen 
wurden wir um 5 Uhr geweckt. Die ersten Wo-
chen/Monate waren 15-17 Stunden Tage keine 
Seltenheit. Nichts aber auch wirklich gar nichts 
durfte man selbstständig machen. Alle Regeln und 
Verhaltensweisen, die man aus der zivilen Welt 
kennt wurden durch Militärische ersetzt. Der Ta-

gesablauf war vom Dienstplan bestimmt. Wir hat-
ten teilweise theoretische Ausbildungsteile, denen 
gleich dann eine praktische Ausbildung im Freien 
folgte. Wir wurden an den Waffen P 8 ( Pistole ), G 
36 ( Sturmgewehr ) und MG 3 ( Maschinengewehr 
) ausgebildet. Wir lernten die Waffe mit verbunde-
nen Augen zu zerlegen und zusammenzusetzen 
und natürlich auch mit ihr zu schießen und zu 
treffen. Wir hatten in unserer AGA ( allgemeine 
Grundausbildung ) drei Biwaks. Um 3 Uhr mor-
gens gab es Alarm im Block. Es war dunkel und wir 
hatten eine halbe Stunde Zeit uns fertigzumachen 
( Kampfanzug, Koppel, Rucksack, Helm, Waffe, 
Tarnschminke anlegen ). Dann ging es los ins Un-
gewisse. Es erwartete uns ein 12 km Marsch mit 
Gepäck hin zu einem Truppenübungsplatz. Dort 
lebten wir jeweils eine Woche in unseren Zelten, 
wobei wir eigentlich nicht wirklich zum Schlafen 
kamen 

 

entweder wurde man von der Kälte wach 
gehalten oder es war mal wieder Alarm. Dann hieß 
es raus aus den Zelten und an die Waffen. Wir 
wurden angegriffen! Ziel war es uns den geleiteten 
Feuerkampf beizubringen. Wir lagen nachts in un-
seren Stellungen schossen auf klar erkanntes Mün-
dungsfeuer. Nicht nur töten, sondern auch Leben 
retten war gefordert. Wir erhielten eine Woche 
Sanitätsausbildung. Außerdem wurden wir noch in 
vielen anderen Dingen ausgebildet, wie z.B. Ver-
halten in Auslandseinsätzen ( Minen, ABC, inter-
kulturelle Kompetenz ). Die Tage waren lang und 
die Nächte kurz. Jeden Abend fielen wir todmüde 
ins Bett. Für mich war das keine leichte Zeit, oft 
kam ich an meine körperlichen und psychischen 
Grenzen und manchmal schaffte ich es auch sie zu 
überwinden. In dieser Zeit habe nicht nur eine 
Menge über Waffen und Kriegsführung gelernt, 
sondern auch eine Menge über Menschen. Diese 
Zeit war eine Lebenserfahrung, die mich geprägt 
hat und die nicht missen möchte. In diesem Sinne 
ein dreifaches: ELO-KA! EKO-KA! EKO-KA! ( unser 
Schlachtruf; ELOKA steht für elektronische 
Kampfführung/ Kampfaufklärung )

  

[Mirco Mews] 


